Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Entschuidung der Treuhandunternehmen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Treuhandunterneh- 
men von den Altschulden aus der früheren Kommando-Wirtschaft 
zu befreien. Die Treuhandanstalt bzw. der Bund müssen die Alt- 
schulden der früheren DDR-Wirtschaft übernehmen, um dieses 
Hindernis für die Sanierung und Strukturanpassung der Unter- 
nehmen an die Bedingungen einer wettbewerbsorientierten 
Marktwirtschaft aus dem Weg zu räumen. 

Bonn, den 23. Mai 1991 

Dr. Hans-Jochen Vogel und Fraktion 


Begründung 

Die „Grundsätze zur Zusammenarbeit von Bund, neuen Ländern 
und Treuhandanstalt für den Aufschwung Ost“ voin 14. März 
1991 beinhalten eine neue Weichenstellung für die Arbeit der 
Treuhandanstalt, die eines politischen Signals bedarf. Die damit 
endlich vereinbarte Ausschöpfung des gesetzlichen Auftrages der 
Treuhandanstalt, die Strukturanpassung der Wirtschaft an die 
Erfordernisse des Marktes zu fördern, indem sie insbesondere auf 
die Entwicklung sanierungsfähiger Betriebe zu wettbewerbsfähi- 
gen Unternehmen Einfluß nimmt, verlangt eine klare und glaub- 
würdige Neuorientierung der Bundesregierung in der Altschul- 
denproblematik. 

Der von der Bundesregierung im letzten Jahr aufgestellte Grund- 
satz einer individuellen Schuldenregelung kostet zuviel Zeit, ist 
zu bürokratisch, verzögert Privatisierungsmaßnahmen, erschwert 
den Sanierungsprozeß und schreckt potentielle Investoren ab. Ein 
politischer Beschluß über die generelle Befreiung der Treuhand- 
unternehmen von den ihnen willkürlich zugeordneten Schulden 
erhöht deshalb ihre Überlebensfähigkeit, macht die Betriebe in 
den Augen potentieller Investoren attraktiver, verstärkt die Ernst- 
haftigkeit des Sanierungsbemühens in den Augen der betroffenen 
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Arbeitnehmer und verursacht dem Staat im Ergebnis keine zu- 
sätzhchen Kosten. Faktisch laufen alle bisherigen Privatisierun- 
gen darauf hinaus, daß die Treuhandanstalt entweder vor der 
Veräußerung die Betriebsschulden übernehmen muß oder vom 
Käufer einen entsprechend niedrigeren Kaufpreis erlöst. Bereits 
nach dem Erkenntnisstand zu Anfang dieses Jahres wurde des- 
halb davon ausgegangen, daß die Treuhandanstalt rund 70 v. H. 
des Altschuldenbestandes ihrer Betriebe übernehmen muß. 

Diese Entwicklung unterstreicht die von der SPD schon vor einem 
Jahr während der Verhandlungen zum Staats- und zum Eini- 
gungsvertrag eingenommene Haltung, daß die Schulden der 
Treuhandunternehmen nicht das Ergebnis betriebswirtschaft- 
licher Entscheidungen in der Vergangenheit sind. Sie beruhen auf 
wülkürlichen Zuweisungen der Planungsbehörden in der frühe- 
ren Kommando- Wirtschaft der DDR und dürfen deshalb unter den 
Bedingungen der Wettbewerbswirtschaft nicht weiterhin dem 
jeweihgen einzelnen Betrieb angelastet werden. Diese Auffas- 
sung wird auch von der Wissenschaft, der Deutschen Bundesbank 
und der westdeutschen Wirtschaft geteilt. 
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